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Vorsitz:  Anke Fuchs-Dreisbach (CDU) (stellv. Vorsitzende) 

Protokoll: Dr. Alexander Happ 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

Der Ausschuss stimmt dem Vorschlag von Marc Blondin (CDU), 
die Beschlussfassung zu TOP 10 (siehe vAPr 18/75) zu vertagen, 
mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 

1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 13: Landesförderung der Offenen Ganztagsangebote braucht klare 
Regeln (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP [s. Anlage 1]) 8 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3712 

 
1 vertraulicher Sitzungsteil mit TOP 10 siehe vAPr 18/75 
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– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 21: Zustand und Erhaltungsmanagement unserer Landesstraßen 
verbesserungsbedürftig (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 2] und Beschlussvorschlag der Fraktion 
der FDP [s. Anlage 3]) 9 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3713 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3892 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der FDP-Fraktion 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD 
bei Enthaltung der SPD-Fraktion ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 

3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 22: Kosten- und Zeitplanung bei Straßenbaumaßnahmen des 
Landes muss verbessert werden (Beschlussvorschlag der Fraktionen von 
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 4]) 10 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3714 
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– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 23: Renaturierung der Mintarder Aue (Beschlussvorschlag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 5]) 11 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3715 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und 
AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD zu. 

5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 28: Förderung von Haltungsverfahren auf Stroh – hohe Fehlerquote 
und unzureichende Vorgaben (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 6]) 12 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3716 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und 
AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD zu. 
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6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 10: Förderprogramm Moderne Sportsstätte 2022 mangelhaft 
umgesetzt 13 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3860 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

7 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 12: Waffen, Drogen, Kinderwagen: ein Blick in die Keller der 
Staatsanwaltschaften 19 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3861 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 

8 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 17: Personalkosten im Verwaltungsbereich der Universitäts-
klinika optimierbar 22 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3862 

– mündlicher Bericht des Landesrechnungshofs 

– Wortbeiträge 
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9 Beratungsbericht des Landesrechnungshofs zur dritten Änderung der 

Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung (Bericht beantragt 
von der Fraktion der FDP [s. Anlage 7]) 23 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3807 
Vorlage 18/3915 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3911 

– Wortbeiträge 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Frank Börner (SPD) bittet um eine Begründung für die nichtöffentliche Behandlung 
von TOP 10. – Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach erläutert, dass über ver-
trauliche Vorlagen öffentlich nicht beraten werden dürfe. Vielmehr bedürfe es hierfür 
eines vertraulichen Sitzungsteils. 

Der Ausschuss stimmt dem Vorschlag von Marc Blondin (CDU), 
die Beschlussfassung zu TOP 10 (siehe vAPr 18/75) zu verta-
gen, mit den Stimmen aller Fraktionen zu. 
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1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 13: Landesförderung der Offenen Ganztagsangebote braucht klare 
Regeln (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP [s. Anlage 1]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3712  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu. 
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2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 21: Zustand und Erhaltungsmanagement unserer Landesstraßen ver-
besserungsbedürftig (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 2] und Beschlussvorschlag der Fraktion der FDP 
[s. Anlage 3]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3713 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/3892  

Frank Börner (SPD) fragt, wie der aufgrund unterlassener Sanierungen drohende 
Substanzverlust bei den Landesstraßen in Nordrhein-Westfalen aufgehalten werden 
könne und ob es Lösungen gebe, um darüber hinaus zukünftig auch wieder zu Ver-
besserungen zu kommen. 

LMR Dr. Markus Mühl (MUNV) antwortet, dass ausweislich einer bereits veröffent-
lichten Zustandserfassung der Substanzverlust bereits habe aufgehalten werden kön-
nen. Durch grundlegende Sanierungen – hierzu habe er in der Ausschusssitzung vom 
15. März 2025 ausgeführt – sowie Ausweitungen von Sanierungen sei in den nächsten 
Jahren von einer sukzessiven Verbesserung der Situation auszugehen. 

Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der FDP-Fraktion 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD 
bei Enthaltung der SPD-Fraktion ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge-
gen die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 
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3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023  

 Beitrag 22: Kosten- und Zeitplanung bei Straßenbaumaßnahmen des Lan-
des muss verbessert werden (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 4]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3714  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men aller Fraktionen zu. 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 23: Renaturierung der Mintarder Aue (Beschlussvorschlag der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 5]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3715  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD zu. 
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5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 28: Förderung von Haltungsverfahren auf Stroh – hohe Fehlerquote 
und unzureichende Vorgaben (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 6]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3716  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD zu. 
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6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 10: Förderprogramm Moderne Sportsstätte 2022 mangelhaft umge-
setzt 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3860 

LMR’in Dr. Friederike Engler (LRH) berichtet: 

Da wir uns heute erstmalig mit dem Beitrag befassen, möchte ich Ihnen gerne noch-
mals die wesentlichen Grundzüge des Jahresberichtsbeitrags und unserer Prüfung 
zusammenfassen.  

Im Jahr 2019 startete das Förderprogramm „Moderne Sportstätte 2022“. Mit rund 
300 Millionen Euro sollte der Investitionsstau bei den Sportstätten aufgelöst werden. 
Mit der verwaltungsmäßigen Abwicklung des Programms war die NRW.BANK be-
auftragt, der das Land eine Vergütung von rund 2,6 Millionen Euro allein für 2021 
zahlte.  

Die wesentlichen Feststellungen des LRH waren: 

Zur Beauftragung der NRW.BANK. Die Staatskanzlei hatte die NRW.BANK beauf-
tragt, ohne zuvor die nach § 7 Abs. 2 LHO vorgeschriebene Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung durchgeführt zu haben. Der LRH verglich daher die vom Land gezahlte 
Vergütung mit den zu erwartenden Kosten für entsprechendes Landespersonal. Er 
stellte fest, dass die Kosten für landeseigenes Personal im Jahr 2021 lediglich 1,6 
Millionen Euro betragen hätten, also nur für dieses Jahr 1 Million Euro weniger.  

Zur Aufgabenerledigung durch die NRW.BANK. Die NRW-Bank erledigte die über-
tragenen Aufgaben teilweise nicht ordnungsgemäß; sie ignorierte Vorgaben des 
Landes. Beispielsweise hatte sie die Vordrucke für Zuwendungsbescheide eigen-
mächtig geändert. Zudem unterließ sie Clearingverfahren in Fällen, in denen diese 
vorgeschrieben waren.  

Schlussendlich noch zum Einsatz der Landesmittel ab dem 1. November 2023. Am 
31. Oktober 2023 hatte die Staatskanzlei dem Sportausschuss berichtet, dass alle 
Fördermaßnahmen im Programm „Moderne Sportstätte 2022“ bewilligt worden 
seien. Dennoch wurden ab dem 1. November 2023 neue Zuwendungen im Umfang 
von mehr als 6,3 Millionen Euro bewilligt. Insoweit wurde das Budgetrecht des Par-
laments verletzt. Denn mit der Nennung der Jahreszahl 2022 in der Zweckbestim-
mung hat der Haushaltsgesetzgeber zum Ausdruck gebracht, dass der zum Zeit-
punkt der Veranschlagung der Mittel bestehende Förderbedarf gedeckt werden soll. 
Das parlamentarische Budgetrecht gebietet es daher, die ungebundenen Selbstbe-
wirtschaftungsmittel wieder dem Landeshaushalt zuzuführen, wenn sie nicht mehr 
entsprechend ihrer Zweckbestimmung verwendet werden können.  
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Ich fasse auch mit Blick auf das weitere Verfahren zusammen:  

Die Staatskanzlei hat gegenüber dem LRH zugesagt, bei künftigen Aufgabenüber-
tragungen an Dritte mithilfe von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu prüfen, ob die 
Leistungen nicht wirtschaftlicher von landeseigenem Personal erbracht werden kön-
nen. Sie hat zudem Maßnahmen ergriffen, damit die NRW.BANK die ihr übertrage-
nen Aufgaben ordnungsgemäß erledigt.  

Zum Einsatz von Selbstbewirtschaftungsmitteln konnte allerdings bis zum Ab-
schluss des Prüfungsverfahrens im März 2025 keine Annäherung erfolgen. Die 
Staatskanzlei hat in ihrer letzten Stellungnahme mitgeteilt, dass sie daran festhalte, 
dass die verbliebenen Selbstbewirtschaftungsmittel auch im Jahr 2025 zur Förde-
rung von bislang nicht bewilligten Maßnahmen zur Verfügung ständen. Der LRH 
vertritt demgegenüber die Auffassung, dass die Landesregierung angesichts der 
besonderen Zweckbestimmung der Mittel – „Moderne Sportstätte 2022“ – zumin-
dest eine Entscheidung des Haushaltsgesetzgebers dazu hätte herbeiführen müs-
sen, ob die Ende 2022 nicht durch Zuwendungsbescheide gebundenen Selbstbe-
wirtschaftungsmittel zurückzuzahlen sind.  

An den Landesrechnungshof gerichtet fragt Dirk Wedel (FDP), woraus die festge-
stellte Differenz bei den Personalkosten in Höhe von 1 Million Euro resultiere und ob 
die NRW.BANK aus Sicht des LRH möglicherweise überqualifiziertes oder überbe-
zahltes Personal eingesetzt habe. Außerdem interessiere ihn, ob für noch im Jahr 
2025 bewilligte Zuwendungen inzwischen die korrekten Vordrucke verwendet worden 
seien, nachdem die Staatskanzlei dies zuvor bereits zugesagt habe. 

Von der Staatskanzlei wünsche er die Herleitung zu erfahren, wonach verbliebene 
Selbstbewirtschaftungsmittel nach dem Haushalts- und Zuwendungsrecht auch noch 
im Jahr 2025 zur Förderung bislang nicht bewilligter Maßnahmen zur Verfügung stän-
den. Dies könne weder willkürlich entschieden noch einfach behauptet werden, viel-
mehr brauche es eine nachvollziehbare Begründung und Darlegung der Rechtsgrund-
lage.  

Weiterhin möge die Staatskanzlei mitteilen, ob sie zugestehe, den Sportausschuss in 
dessen Sitzung am 31. Oktober 2023 unzutreffend informiert und des Weiteren unzu-
treffend behauptet zu haben, dass bis zum Ende des dritten Quartals alle Fördermaß-
nahmen zugesagt gewesen seien. 

Schließlich bitte er um Mitteilung, ob die Landesregierung die Fortführung des Förder-
programms bis zur vollständigen Ausschöpfung der verbliebenen Selbstbewirtschaf-
tungsmittel beabsichtige. 

Um die sachgerechten Kosten der Beauftragung der NRW.BANK mit etwaigen Kosten 
für landeseigenes Personal vergleichen zu können, hätte im Vorfeld seitens der 
Staatskanzlei eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgeführt werden müssen, be-
kräftigt LMR’in Dr. Friederike Engler (LRH). Die errechnete Differenz von 1 Million 
Euro ergebe sich aus einem Vergleich von durch die NRW.BANK abgerechneten Kos-
ten und seitens des LRH retrospektiv angestellten Berechnungen. Demnach müssten 
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aufgrund der in damaligen veröffentlichten Stellenausschreibungen genannten Tätig-
keitsbeschreibungen Entgeltgruppe 11 und jeweils entsprechende durchschnittlichen 
Personalkostensätze sowie Sach- und Gemeinkosten zugrunde gelegt werden. Ob 
überqualifiziertes Personal eingesetzt worden sei, könne sie nicht beurteilen. 

Ob alle nach der LRH-Prüfung ergangenen Zuwendungsbescheide ordnungsgemäß 
ergangen seien, könne aufgrund ihrer Menge und der Tatsache, dass der LRH nur 
Bescheide über einer Summe von 100.000 Euro prüfe, nicht ermittelt werden. Sie ver-
mute, dass für die beiden konkret angesprochenen Bescheide jeweils das korrekte 
Formular genutzt worden sei.  

MR Detlef Berthold (Staatskanzlei) erläutert, dass nach Auffassung der Staatskanz-
lei mit dem vor Programmstart 2019 gewählten Namen „Moderne Sportstätte 2022“ 
keine Zweckbestimmung zum Ausdruck gebracht werde. Das Parlament habe in vier 
Tranchen in den Jahren 2019, 2020, 2021 und 2022 insgesamt 300 Millionen Euro für 
die Modernisierung und Sanierung von Sportstätten zur Verfügung gestellt. Da es sich 
um Selbstbewirtschaftungsmittel handle und noch freie Mittel aus dem Haushalt 2022 
zur Verfügung ständen, könnten diese unabhängig von den Haushaltsprinzipien der 
Jährlichkeit und der Jährigkeit weiterhin verausgabt werden.  

Manche Sportvereine hätten Zuwendungsbescheide aufgrund nicht umsetzbarer Maß-
nahmen zurückgegeben. Gründe hierfür stellten etwa Preissteigerungen im Zuge des 
russischen Angriffskriegs oder die ausbleibende Herstellung von Baurecht dar. Die 
demzufolge erneut zur Verfügung stehenden Mittel hätten daher auch erneut im Rah-
men der Förderrichtlinie an andere Sportvereine in den jeweiligen Gemeindegebieten 
vergeben werden können. Vor diesem Hintergrund seien die im Sportausschuss ge-
troffenen Aussagen zum damaligen Zeitpunkt korrekt gewesen. Die in der Folge gebil-
ligten Maßnahmen resultierten aus zurückgeflossenen Mitteln. 

Nach dem Hinweis des LRH hätten die Staatskanzlei und die NRW.BANK als Bewilli-
gungsbehörde gemeinsam drauf hingearbeitet, die korrekten Vordrucke für Bewilligun-
gen zu verwenden. Dies sei nicht in jedem Einzelfall, aber stichprobenartig seitens der 
Staatskanzlei überprüft worden. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) wünscht zu erfahren, ob die Staatskanzlei eigene Kapa-
zitäten zur Abwicklung des Förderprogramms gehabt hätte. Sollte dies nicht so sein, 
vermute er mit Blick auf die durch den LRH errechnete Differenz der Personalkosten 
in Höhe von 1 Million Euro einen ähnlichen Kostenbetrag bei einem etwaigen Aufbau 
von Personal in der Staatskanzlei.  

Der LHR kritisiere die Fortführung des Förderprogramms ohne erneute Beteiligung des 
Haushaltsgesetzgebers über das in dessen Titel genannte Jahr 2022 hinaus. Ihn inte-
ressiere, ob der LRH in solchen Fällen prinzipiell eine erneute Beteiligung erwarte oder 
ob dies nur für den gegebenen Fall gelte. 
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MR Detlef Berthold (Staatskanzlei) antwortet, dass in der Staatskanzlei keine aus-
reichenden Personalkapazitäten für die Abwicklung des Förderprogramms zur Verfü-
gung gestanden hätten. 

LMR’in Dr. Friederike Engler (LRH) wiederholt, dass Fragen nach ausreichenden 
Personalkapazitäten und dessen Kosten im Rahmen einer Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung im Vorhinein hätten ermittelt werden müssen; Aussagen und Bewertungen im 
Nachhinein seien hypothetischer Natur. Bewilligungen hätten beispielsweise auch 
durch die Bezirksregierungen erfolgen können. 

Sie könne sich aufgrund ihrer Zuständigkeit nicht zu allen Richtlinien äußern, hoffe 
jedoch, dass es sich bei dem vorliegenden Fall um einen einmaligen Vorgang handle. 
Es gehe ihr nicht ausschließlich um die Jahreszahl im Titel, sondern um mehrere Fak-
toren. Hinzu kämen demnach der Förderaufruf aus dem Jahr 2019 mit einer avisierten 
Programmdauer von vier Jahren sowie die nach der angesprochenen Sitzung des 
Sportausschusses am 31. Oktober 2023 bewilligten Anträge. Bewilligungen könnten 
jedoch erst nach einer Antragsstellung erfolgen, und der LRH habe viele ab November 
2023 gestellte Anträge vorgefunden. 

Einleitend darauf hinweisend, dass die Diskussion aus unterschiedlichen Richtungen 
immer wieder auf die gleiche Problematik zulaufe, greift Marc Blondin (CDU) den As-
pekt der seitens des LRH errechneten Differenz der Personalkosten auf. Vor dem Hin-
tergrund, dass insbesondere aufgrund des damaligen beschleunigten Programmstarts 
kurzfristige Personalaufstockungen im Landesdienst organisatorisch, zeitlich und fi-
nanziell kaum umzusetzen gewesen wären, bitte er um eine nachvollziehbare Erläu-
terung der Bewertung sich ergebener Mehrkosten aufgrund der Programmabwicklung 
durch die NRW.BANK. 

Ihrem Vorredner hinsichtlich der Wiederholungen Recht gebend, stellt LMR’in Dr. Frie-
derike Engler (LRH) klar, dass der LRH keine nachträgliche Beurteilung fordere, son-
dern vielmehr eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung im Vorhinein angemahnt habe. 
Diese hätte auch entsprechend mit konkreten Zahlen unterlegt sein müssen bzw. können, 
wohingegen retrospektiv ohne oder mit vermuteten Zahlen argumentiert werde, weswegen 
darauf basierende Aussagen seitens des LRH nicht verifiziert werden könnten. 

Die Berechnung des LRH sei nachvollziehbar. An weitergehenden Spekulationen wolle 
sie sich nicht beteiligen.  

Angesichts einer vorangegangenen Aussage, wonach das Förderprogramm ursprüng-
lich auf vier Jahre angelegt gewesen sei, interessiert Dirk Wedel (FDP), ob es zu irgend-
einem Zeitpunkt eine Verlängerung gegeben habe. – LMR’in Dr. Friederike Engler 
(LRH) antwortet, dass das Programm laut einem frühen Programmaufruf innerhalb von 
vier Jahren habe durchgeführt werden sollen; Details müssten seitens der Staatskanzlei 
erläutert werden. Die Richtlinien seien verlängert worden. 
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Er verstehe es so, rekapituliert Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE), dass im Rahmen des 
Programms „Moderne Sportstätte 2022“ insgesamt 300 Millionen Euro in Form von 
Selbstbewirtschaftungsmitteln für die Modernisierung und Sanierung von Sportstätten 
in Nordrhein-Westfalen zur Verfügung gestanden hätten. Diese seien im Jahr 2023 
vollständig bewilligt und verausgabt worden. Daraufhin hätten einzelne Vereine Bewil-
ligungen zurückgegeben, wodurch weitere Anträge anderer Vereine in den gleichen 
Gemeindegebieten hätten bewilligt werden können. 

Er bitte um eine Bewertung seines Verständnisses der Situation, wonach die Kritik des 
LRH darauf abziele, dass es in einer Sitzung des Sportausschusses einen Bericht über 
die vollständige Verausgabung der Mittel gegeben habe, danach jedoch zurückgege-
bene und daher im Rahmen der ursprünglichen 300 Millionen Euro wieder freigewor-
dene Mittel erneut bewilligt worden seien. 

LMR’in Dr. Friederike Engler (LRH) entgegnet, dass die Mittel zu dem in Rede ste-
henden Zeitpunkt nicht beantragt gewesen seien. Demnach treffe nicht zu, dass die 
gesamten 300 Millionen Euro zuerst verausgabt und schließlich teilweise wieder zu-
rückgeflossen seien. 

MR Detlef Berthold (Staatskanzlei) ergänzt, dass die Mittel bewilligt, aber noch nicht 
verausgabt gewesen seien. Zwar hätten ausweislich des ersten Programmaufrufs aus 
dem Jahr 2019 alle Mittel mit dem Haushaltsjahr 2022 verausgabt werden sollen, mit 
Blick auf die Coronapandemie und auf den russischen Angriffskrieg sei es jedoch zu 
bisweilen deutlichen Verzögerungen in der Umsetzung gekommen. Manche Sportver-
eine hätten die bewilligten Mittel bzw. die Zuwendungsbescheide aus unterschiedli-
chen Gründen zurück- und das Geld somit wieder freigegeben. Die Staatskanzlei habe 
von vornherein das Ziel verfolgt, die gesamten durch das Parlament zur Verfügung 
gestellten Mittel für die Modernisierung und Sanierung von Sportstätten in NRW zur 
Verfügung zu stellen. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD) hält es für nachvollziehbar, dass innerhalb der Staats-
kanzlei nicht ausreichend personelle Kapazitäten zur Abwicklung eines derartigen Pro-
jekts zur Verfügung gestanden hätten. Er bitte um eine Erklärung, inwiefern diese Ka-
pazitäten aus Sicht der Staatskanzlei bei der NRW.BANK vorhanden gewesen seien. – 
MR Detlef Berthold (Staatskanzlei) antwortet, dass im Zuge der Ressortabstimmung 
angesichts eines bestehenden Rahmenvertrags mit der NRW.BANK diese nach der 
Möglichkeit eines kurzfristigen Aufbaus von Personal gefragt worden sei. Die Bank 
habe dies bejaht. 

Aus seiner Sicht kritisiere wohl niemand die Zielsetzung des Programms oder die 
schlussendlich in dessen Rahmen an die Kommunen geflossenen 300 Millionen Euro, 
so Stefan Zimkeit (SPD). Seitens der SPD werde vielmehr das ursprünglich formu-
lierte unrealistische Ziel kritisiert, hierdurch den gesamten Investitionsstau beheben zu 
wollen. Hierfür brauche es erheblich mehr Geld. 
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Eine Folge der Prüfung durch den LRH und gerade stattfindenden Diskussion müsse 
eine prinzipielle Beteiligung des Gesetzgebers in den Fällen sein, in denen Unklarheit 
oder Unsicherheit über die rechtliche Notwendigkeit seiner Beteiligung bestehe. Dies 
könne nie Schaden verursachen, und zwar auch nicht aus Sicht der Landesregierung 
und insbesondere nicht bei inhaltlich vollkommen unumstrittenen Programmen wie 
dem in Rede stehenden.  

Die NRW.BANK werde zurzeit aufgrund rechtlicher Änderungen mit der Durchführung 
sehr vieler alter und neuer Programme beauftragt. Er wünsche vom LRH zu erfahren, 
ob auch bei der Übertragung von Rechten entsprechende Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen vorgelegt würden. 

Seitens der Staatskanzlei bitte er um Mitteilung, ob diese aus dem kritisierten Unter-
bleiben einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung gelernt habe, in ihrem Geschäftsbereich 
selbst und durch Einwirkung auf die übrigen Ministerien auch in allen anderen Ressorts 
dafür zu sorgen, dass zukünftig vor der Übertragung von Aufgaben an die NRW.BANK 
entsprechende Untersuchungen zu erfolgen hätten. 

Da die Frage über ihre Zuständigkeit hinausgehe und einen appellativen Charakter auf-
weise, könne sie keine Antwort geben, merkt an LMR’in Dr. Friederike Engler (LRH). 

Betonend, nur für die Abteilung III „Sport und Ehrenamt“ und nicht für die gesamte 
Staatskanzlei sprechen zu können, verweist MR Detlef Berthold (Staatskanzlei) da-
rauf, bereits gegenüber dem Landesrechnungshof schriftlich dargelegt zu haben, dass 
bei einem etwaigen Nachfolgeprogramm eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durch-
geführt werde. 

Stefan Zimkeit (SPD) bittet die Landesregierung zur nächsten Beratung dieses Ta-
gesordnungspunkts um einen Bericht, inwieweit eine entsprechende Anweisung an 
alle Ressorts ergangen sei, vor Übertragung von Aufgaben verpflichtend eine Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung durchzuführen. – MR Detlef Berthold (Staatskanzlei) sagt 
diesen Bericht zu. 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach teilt mit, dass die abschließende Beratung 
in der kommenden Ausschusssitzung auf Grundlage eines möglichst bis zum 28. Mai 
2025 vorliegenden Beschlussvorschlags erfolgen solle. 
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7 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 12: Waffen, Drogen, Kinderwagen: ein Blick in die Keller der Staats-
anwaltschaften 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3861 

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Uwe Hähnlein berichtet: 

Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Dieser Beitrag zur Asservatenverwal-
tung ist verhältnismäßig kleinteilig und scheint etwas unzusammenhängend zu sein. 
Deshalb erlaube ich mir ein paar zusammenfassende Worte.  

Diese gesamte Verwaltung zeichnet sich aus Sicht der Prüfung durch zwei Begriffe 
aus, nämlich „Tradition“ und „Improvisation“. Das heißt auf Deutsch: Man möchte 
es gerne so machen wie vor 30 Jahren und stellt dann fest, dass das nicht mehr 
geht, weil sich die Asservate verändert haben. Und dann beginnt die Findigkeit der 
Einzelnen vor Ort, die möglicherweise händeringend auf Vorgaben oder Hilfestel-
lungen zu der Aufgabe ihrer Wahl warten.  

Ich mache das zwei Beispielen deutlich bzw. plastisch.  

Das erste Beispiel betrifft akkubetriebene Geräte. Diese hatten vor 10, 20 Jahren 
noch nicht so eine Bedeutung wie heute. Mobiltelefone, E-Scooter, E-Bikes, die 
zentnerweise von der Polizei sichergestellt werden – so muss man es schon fast 
sagen – und dann überwiegend bei der Staatsanwaltschaft landen, bringen eine 
Gefahr der Selbstentzündung mit sich, die sich auch in einigen Fällen realisiert hat, 
wenn auch Gott sei Dank ohne Personen- oder gravierende Sachschäden.  

Auf solche Sachen zu reagieren, ist bei den vorhandenen Gebäuden nicht einfach. 
Einige begnügen sich damit, Metallkisten auf Garagenplätzen außerhalb des Ge-
bäudes aufzubauen und die Akkus dort zu lagern; andere finden andere Lösungen, 
und wieder andere, die darüber nicht nachdenken, lagern sie zwischen Pappkartons 
in den Regalen wie bisher auch. All diese Vielfältigkeiten sind aus unserer Sicht 
problematisch und hängen immer von der Findigkeit – so nenne ich es einmal – der 
Handelnden vor Ort ab.  

Das zweite Beispiel betrifft giftige Chemikalien. Sie werden auch im Bericht erwähnt. 
Das sind oft Substanzen aus sogenannten Drogenküchen. Selbst wenn man weiß, 
was da drin ist – oft steht das nicht fest –, weiß man deshalb noch lange nicht, wie 
man sie sicher aufzubewahren hat. Unter „sicher aufbewahren“ verstehe ich in dem 
Zusammenhang nicht „sicher vor Verlust und Zerstörung“, wie es bei Asservaten 
üblich ist, sondern „sicher für die Bediensteten der jeweiligen Dienststellen“. Dies-
bezüglich gibt es aus unserer Sicht sicherlich Handlungsbedarf.  
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Ein letzter Hinweis zu diesem Beitrag. Hinter einem verhältnismäßig kleinen Punkt 
versteckt sich ein größeres Einsparpotenzial, wenn man ihn zu Ende denkt. Wir 
konnten uns zuständigkeitshalber nur mit der Annahme von Asservaten durch die 
Polizei beschäftigen. Dahinter steht aber, wie Sie es auch gelesen haben, letztend-
lich die Kernfrage – es gibt auch Fortschritte im Sinne von „der Scanner der Polizei 
trifft auf den Bleistift der Staatsanwaltschaft“; das scheint sich etwas anzugleichen –: 
Brauchen wir zwei Asservatenverwaltungen, eine bei der Polizei und eine bei der 
Staatsanwaltschaft? Das bedeutet zweimal den gleichen Aufwand, vielleicht sogar 
mehr, zweimal ein Hin- und Herschieben von Asservaten mit aufwendigen sicher-
heitsbedingten Transporten und Übernahmeprotokollen, die nicht mehr notwendig 
wären. Hessen macht das erfolgreich vor; in Frankfurt wird das schon praktiziert.  

Dieses Thema geht nicht nur über die Zuständigkeit des Justizprüfungsgebiets hin-
aus, sondern es bedarf einer Koordination und Absprache mit dem Innenministe-
rium bzw. zwischen den Ministerien. Auf der Justizseite stehen drei Generalstaats-
anwaltschaften und 19 Staatsanwaltschaften, und beim Innenministerium gibt es 
eine Polizeiverwaltung, die auch nicht kleiner ist. Im Grunde genommen besteht 
also ein ziemlicher Abstimmungsbedarf, der aber aus meiner Sicht die Zukunft be-
deutet, nach dem Motto „Asservate in und aus einer Hand“. Das klingt bei diesem 
Transportthema und der Annahme nur ein bisschen an, allerdings kann ich nur da-
rauf hinweisen, dass es Bundesländer gibt, die so etwas erfolgreich pilotiert haben. 
Ich weiß aus Gesprächen mit dem Justizministerium, dass dieses Thema dort auch 
bekannt ist und durchaus weiterverfolgt wird, zunächst zumindest gedanklich.  

Dirk Wedel (FDP) fragt, ob die in Vorlage 18/3861 erwähnte, seitens des Ministeriums 
des Innern durchzuführende Machbarkeitsstudie inzwischen vorliege. Weiterhin inte-
ressiere ihn, ob mittlerweile eine Schnittstelle zwischen ViVA, AMS und MESTA in Be-
trieb sei.  

MR’in Nathalie Schulze-Oben (IM) sagt zu, die Antwort nachzuliefern. – MR Dr. Chris-
tian Herzberg (JM) antwortet, dass die Verhandlungen über die Machbarkeitsstudie an-
dauerten. Darüber hinaus verfüge er über keine genauere Kenntnis des Sachstands. 

Dirk Wedel (FDP) erbittet trotz der Kurzfristigkeit so rechtzeitig um eine Vorlage, dass 
sie für eine Diskussion in der nächsten Ausschusssitzung vorbereitet werden könne. – 
MR Dr. Christian Herzberg (JM) sagt zu, kurzfristig einen Bericht mit dem Ministerium 
des Innern abzustimmen. 

Ausweislich des LRH-Berichts würden nach Abschluss eines Verfahrens eingezogene 
Jagdwaffen vernichtet, so Dr. Hartmut Beucker (AfD). Er wünsche zu erfahren, ob im 
Vorhinein untersucht werde, ob dies im Vergleich zu ihrer Verwertung wirtschaftlicher 
sei. 

Der LRH habe in seinem Bericht festgestellt, dass Waffen, so sie nicht zurückgegeben 
werden müssten oder für Ausbildungs-, Fortbildungs- oder Demonstrationszwecke im 
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Dienstbetrieb der Justiz oder der Polizei verbleiben könnten, seitens der Staatsanwalt-
schaft der Landeswaffenverwertung des Landesamts für Zentrale Polizeiliche Dienste 
zwecks Vernichtung übergeben würden, merkt Direktor beim Landesrechnungshof 
Dr. Uwe Hähnlein an. 

Mit Blick auf die Bitte seitens des LRH an das Ministerium der Justiz, sich zwecks einer 
alternativen Veräußerung bisweilen wertvoller Jagdwaffen mit dem Ministerium des 
Innern ins Benehmen zu setzen, verfüge er über keinen neuen Sachstand. Aus der 
Presseberichterstattung sowie aus Ausschussprotokollen wisse er – bereits in anderen 
Ausschüssen habe es intensive Diskussionen über das Thema „Waffen“ in diesem 
Zusammenhang gegeben –, dass dies als Vorschlag aufgenommen worden sei. Aller-
dings handle es sich um eine rechtliche Regelung, wonach nicht vernichtet werden 
müsse, was noch einen realisierbaren Wert darstelle.  

Die ablehnende Argumentation des Ministeriums der Justiz bezüglich einer Veräuße-
rung von Waffen ließe sich auf nach einer Straftat sichergestellte Kfz übertragen; diese 
wiesen ein ähnlich hohes Gefährdungspotenzial wie Waffen auf, da die Gefahr stets 
von Personen und nicht von Gegenständen ausgehe, jedoch würden sie nicht ver-
schrottet. Aus Sicht des LRH sollten Waffen und Kfz in diesem Sinne gleichbehandelt 
werden.  

Mit Blick auf die seitens des Ministeriums der Justiz vorgebrachte Begründung, aus 
gesellschaftlicher Verantwortung auch keine bisweilen wertvollen Jagdwaffen verstei-
gern zu wollen, wie es der LRH vorschlage, wünscht Marc Blondin (CDU) zu erfahren, 
ob seitens des LRH bei dessen wirtschaftlichen Betrachtungen auch der ethisch-poli-
tische Kontext berücksichtigt werde und wie er einen möglichen Reputationsschaden 
bewerte, der mit eine staatlich organisierten Waffenversteigerung verbunden sein 
könnte. 

Direktor beim Landesrechnungshof Dr. Uwe Hähnlein erwidert, für ethische Fragen 
nicht zuständig zu sein und nicht beurteilen zu können, ob durch eine solche Verstei-
gerung möglicherweise ein Reputationsschaden entstehe. 

Laut Landeshaushaltsordnung seien Gegenstände von Wert daraufhin zu untersu-
chen, ob durch sie Einnahmen erzielt werden könnten. Wenn dies im konkreten Fall 
nicht für erforderlich gehalten werde, nehme der LRH dies zur Kenntnis. Die Entschei-
dung müsse im Ministerium des Innern getroffen werden. 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach teilt mit, dass die abschließende Beratung 
in der kommenden Ausschusssitzung auf Grundlage eines möglichst bis zum 28. Mai 
2025 vorliegenden Beschlussvorschlags erfolgen solle. 
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8 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 17: Personalkosten im Verwaltungsbereich der Universitätsklinika 
optimierbar 

Vorlage 18/2842 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3862 

LMR Stephan Pfeifer (LRH) berichtet: 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Zunächst ein kurzer 
Überblick über die Prüfung. Wir haben uns mit den Personalkosten im Verwaltungs-
bereich der sechs Universitätsklinika beschäftigt. Hauptziel der Prüfung war es, die 
Personalkosten der Kliniken miteinander zu vergleichen, um daraus mögliche Per-
sonaleinsparpotenziale ableiten zu können.  

Hierzu haben wir den Verwaltungsbereich in Teilbereiche untergliedert. Soweit es 
aus unserer Sicht möglich erschien, haben wir in diesen Teilbereichen ein Bench-
marking durchgeführt. Auf der Grundlage der ermittelten Kennzahlenwerte haben 
wir nicht unerhebliche rechnerische Personaleinsparmöglichkeiten errechnet. Diese 
Optimierungspotenziale geben nach unserer Auffassung Hinweise auf möglicher-
weise bestehende Personaleinsparmöglichkeiten.  

Als weitere Kennzahl haben wir ergänzend für den gesamten Verwaltungsbereich 
der Universitätsklinika die Personalkostenquoten ermittelt und ebenfalls miteinander 
verglichen. Auch hierbei haben sich aus unserer Sicht Anhaltspunkte ergeben, die 
darauf hindeuten, dass Personal eingespart werden kann.  

Aufgrund der Ergebnisse der von uns durchgeführten Vergleiche haben wir es für 
geboten gehalten, dass die Unikliniken ihre Organisationsbereiche und -strukturen 
sowie ihre Geschäftsprozesse im Verwaltungsbereich analysieren und auf dieser 
Grundlage festgestellte Verbesserungsmöglichkeiten realisieren. Anschließend sollten 
Personalbedarfsermittlungen durchgeführt werden.  

Die Universitätsklinika haben hierauf überwiegend geantwortet, dass sie Maßnah-
men zur Analyse ihrer Organisationsstrukturen und Geschäftsprozesse eingeleitet 
hätten oder dies beabsichtigten. Da der uns mitgeteilten Zeithorizont zum Teil sehr 
lang ist, liegen uns leider bisher nur einige wenige Angaben über erste bereits er-
zielte Einsparungen vor. Insofern bleibt die weitere Entwicklung abzuwarten. 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach teilt mit, dass die abschließende Beratung 
in der kommenden Ausschusssitzung auf Grundlage eines möglichst bis zum 28. Mai 
2025 vorliegenden Beschlussvorschlags erfolgen solle.  
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9 Beratungsbericht des Landesrechnungshofs zur dritten Änderung der Ver-

waltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung (Bericht beantragt von 
der Fraktion der FDP [s. Anlage 7]) 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3807 
Vorlage 18/3915 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/3911 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach: Mit Schreiben vom 15. April 2025 hat 
der Landesrechnungshof von seiner Möglichkeit nach § 88 Abs. 2 Satz 1 der Landes-
haushaltsordnung Gebrauch gemacht, den Landtag bezüglich der dritten Änderung 
der Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung zu beraten.  

Dirk Wedel (FDP): Vielen Dank an das Ministerium der Finanzen für die Vorlage und 
natürlich auch an den Landesrechnungshof für den Beratungsbericht.  

Ich versuche, es ein bisschen abzuschichten, und richte meine ersten Fragen zu der 
Vorlage 18/3911 an das Ministerium der Finanzen. Sie schreiben auf Seite 1 unten, 
dass es vergleichbare Entwicklungen in anderen Bundesländern und im Bund gebe. 
Mich interessiert, ob das tatsächlich identisch ist, was dort geplant wird, oder inwieweit 
das konkret vergleichbar ist, also auch, ob beispielsweise die Verwaltungsvorschriften 
zu § 44 LHO auch in anderen Bundesländern oder im Bund in Bezug auf diese Punkte 
geändert werden oder werden sollen. Was genau ist der Vergleichsmaßstab dafür, 
was andere Bundesländer und der Bund machen und das, was in NRW geplant ist?  

Zudem ist natürlich sehr interessant, dass das, was dem Bericht des LRH zugrunde 
liegt, nur Teil eines ersten Pakets sein soll. Mich interessiert, welche weiteren Pakete 
geplant sind; was soll da stattfinden?  

Zudem habe ich noch Fragen zu der Stellungname auf Seite 4 dieser Vorlage. Sie 
schreiben, dass der Subsidiaritätsgrundsatz im Spannungsverhältnis zu anderen 
Haushaltsgrundsätzen wie der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit stehe. – Ich habe 
das bisher immer so verstanden – ich habe mir dazu nur ein paar Kommentierungen 
angeguckt –, wie es beispielsweise im Kommentar von Gröpl zu § 23 BHO in Rn. 32 
geschrieben wird: 

„Im Wege einer teleologischen Auslegung kann diese Voraussetzung“  

– der Subsidiarität –  

„aber mit dem Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
angereichert werden, wodurch dieser eine besondere Anwendbarkeit er-
hält.“ 
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Dass das jetzt in einem Gegensatz zueinanderstehen sollte, finde ich nicht nachvoll-
ziehbar; die Subsidiarität muss an der Stelle doch gerade Ausdruck von Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit sein.  

Zu der Anreizfunktion hat ich mir gestern noch einmal jemand – ich weiß nicht mehr, 
ob seitens des LRH oder der FM-Bibliothek – freundlicherweise die Kommentierung 
von Dittrich zur Verfügung gestellt. Ich habe die Anreizfunktion immer so verstanden, 
dass sie Leute dazu bringen soll, etwas zu tun, was sie sonst eigentlich nicht tun wür-
den, und dass man deswegen in dem Fall auf die Subsidiarität verzichten kann. Der 
Fall hier ist aber ein völlig anderer. Hier tun Leute das, was sie ohnehin tun, möchten 
dafür aber noch eine Förderung erhalten. Vielleicht kann das FM das noch einmal ein-
ordnen.  

Meine nächste Frage richtet sich vermutlich nur an das FM, es sei denn, dass auch 
der Landesrechnungsruf dazu Erkenntnisse hat. Die Aspekte „kommunizierenden 
Röhren“, „Interessen“ usw. findet man in jedem Lehrbuch. Deswegen interessiert mich, 
in wessen Interesse eigentlich diese kleinen Förderungen bestehen, wenn sie denn 
gewährt werden? Inwieweit sollen diese Kleinstförderungen zu einer Änderung des 
Verhaltens führen?  

Ein weiterer Punkt. Ich habe mir das nur im Bereich der Heimat-Schecks einmal ange-
guckt: Da ist praktisch eine Vollkostenförderung möglich, also eine hundertprozentige 
Förderung. Auch das wäre eigentlich ein Punkt, der mit dem Subsidiaritätsprinzip in 
einem Spannungsverhältnis steht.  

Zu meiner letzten Frage. Interessant ist, dass in der Kommentierung von Gröpl insbe-
sondere auch darauf hingewiesen wird, dass das Ganze gerichtlich voll nachprüfbar 
sein müsse. Es gibt auch die eine oder andere Gerichtsentscheidung, wodurch das mit 
dem Subsidiaritätsprinzip ausbalanciert worden ist. Hat es schon Gerichtsverfahren 
gegeben, die sich mit dem Gesichtspunkt der Kleinstförderungen beschäftigt haben?  

RD’in Sarah Ludgen (FM): Ich bin Referentin im Referat für Haushaltsrecht und dort 
auch für die Modernisierung des Zuwendungsrechts mitverantwortlich.  

Die erste Frage betrifft unseren Maßstab im Bund-Länder-Vergleich, den wir erwähnt 
haben. Wir tauschen uns regelmäßig in einem Bund-Länder-Arbeitsausschuss aus 
und sehen da eine sehr große Welle der Bereitschaft, das Zuwendungsrecht zu mo-
dernisieren. Bezüglich der einzelnen Maßnahmen sehen wir das in verschiedenen 
Bundesländern. Was die Modernisierung anbelangt, ist Sachsen ein Vorreiter; die sind 
schon sehr weit. Berlin ist auf einem ähnlichen Weg wie wir. Wenn Sie das jetzt bezo-
gen auf die einzelnen Maßnahmen wissen wollen, müsste ich Ihnen das raussuchen, 
aber zum Beispiel gab es in Sachsen ein Programm, in dem Reparaturkostenzu-
schüsse gewährt wurden. Das war eine Förderrichtlinie, die wie unser Schnellverfah-
ren funktionierte. Mecklenburg-Vorpommern hat Balkonkraftwerke gefördert, und zwar 
auch in einem Verfahren, das so ähnlich funktioniert wie das Schnellverfahren. Als 
Instrument hat das tatsächlich noch niemand etabliert, aber das wollen wir in NRW neu 
machen. Wir wollen keinen Wildwuchs in den Förderrichtlinien, sondern wir möchten 
das für diese kleinen Verfahren als Werkzeug für unsere Förderressorts etablieren, 
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damit wir einen einheitlichen Maßstab haben im Sinne von: Wenn wir kleine Verfahren 
machen wollen bzw. wenn das nötig ist, dann macht es bitte so, damit es effizient ist.  

Sie haben es bemerkt: Wo es ein erstes Paket gibt, gibt es auch ein zweites und viel-
leicht sogar noch ein drittes. Das ist auch tatsächlich so. Wir stecken mitten in den 
Arbeiten am zweiten Paket. Vielleicht darf ich dazu noch ein bisschen thematisch aus-
führen. Wir haben viel mit unseren Förderempfängern, mit Ehrenamtlern, mit den Be-
willigungsbehörden gesprochen. Wir stehen mit den anderen Ressorts im Austausch – 
daher komme ich gerade –; bei der Staatskanzlei ist ein Projekt, in dem wir uns ver-
netzen und austauschen. Es gibt eine riesige Liste von bestimmt 30 Vorschlägen, teil-
weise auch aus dem parlamentarischen Raum, zu denen gesagt wurde: Hier drückt 
der Schuh; das sind Sachen, von denen uns die Leute sagen, dass hierbei das Zu-
wendungsrecht nicht so funktioniert, wie wir uns das vorstellen, wo Fördergelder nicht 
schnell genug, nicht effizient genug ankommen. – Wir haben sehr viel mitgenommen, 
das priorisiert, und arbeiten das jetzt paketweise ab. Gerade haben wir fünf Maßnah-
men, und das nächste Paket wird ähnlich groß. Wir sprechen dabei zum Beispiel über 
Pauschalen, und auch die Mittelauszahlung wird ein Thema sein. Das ist allerdings 
noch in einem relativ frühen Arbeitsstadium und noch in Abstimmung; wir warten auch 
noch auf fachlichen Input. Daher kann ich dazu noch keine Details nennen.  

Das Subsidiaritätsprinzip ist ein sehr wichtiges Prinzip im Zuwendungsrecht. Tatsäch-
lich arbeiten wir dabei natürlich mit einer Hypothese. Wir versuchen, in den Kopf des 
Zuwendungsempfangenden hineinzuschauen und sagen: Hätte er das nicht bekom-
men, dann hätte er das auch nicht gemacht. – Wir beachten diesen Grundsatz immer, 
und wenn ich mir die Förderrichtlinien anschaue, dann stelle ich mir auch immer die 
Frage: Passt das Programm zu dem, was wir politisch erreichen wollen?  

Letztendlich ist es aber so, dass dieser Subsidiaritätsgrundsatz für mich nie alleinsteht. 
Das gilt auch für viele andere Grundsätze: Sie müssen in einen Zusammenhang mit 
unseren Zielen kommen; sie müssen passgenau sein. Zum Beispiel finde ich die Aus-
sage, jemand sei nicht förderwürdig, weil er erst nach der Antragstellung anfangen 
darf … Das heißt für mich genauso viel, als wenn er das sowieso gemacht hätte; diese 
Sowieso-Förderung, die Mitnahmeeffekte, die der LRH auch gerügt hat, sind für mich 
etwas anderes.  

Beim Schnellverfahren ist es zum Beispiel erst ab Inkrafttreten der Förderrichtlinie. Der 
Impuls, diese Maßnahme zu ergreifen, geht aus, wenn die Förderrichtlinie in Kraft tritt. 
Jemand liest das und sagt: Es gibt ein Programm, das genau zu dem passt, was ich 
machen will; das halte ich für gut, dann mache ich das. – Das heißt für mich aber nicht, 
dass das automatisch im Widerspruch dazu steht, dass die Landesregierung einen 
früheren Zeitpunkt wählt, um diesen Impuls zu setzen.  

Große Förderrichtlinien wie zum Beispiel progres.nrw laufen über ein Erstattungsprin-
zip. Dieses Erstattungsprinzip ist im Zuwendungsrecht tatsächlich schon gelebte Pra-
xis. Klimaschutztechnik, unsere größten Geothermieförderungen, Photovoltaik – sie 
alle laufen über ein Erstattungsprinzip. Da könnte ich in jedem Fall sagen: Die haben 
das Geld für Photovoltaik gerade erst ausgegeben, dann brauchen sie die Förderung 
nicht. – Wir halten das in dieser strengen Denkweise nicht mehr für zeitgemäß und 
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gerade im Zusammenhang mit der Anreizfunktion nicht mehr für etwas, das wir unein-
geschränkt anwenden möchten.  

Zum Interesse an kleinen Förderungen. Im Rahmen meiner Aufgabe schaue ich mir 
fast alle Förderrichtlinien an, weil wir im FM das Einvernehmen erteilen müssen; die 
laufen alle über den Schreibtisch von mir oder von meinem Kollegen. Ich lese also 
sehr viele Förderungen. Deshalb ist das auch ein persönlicher Eindruck, wenn ich 
Ihnen jetzt sage, welche kleinen Förderungen wir haben. Das geht tatsächlich relativ 
querbeet, und genauso bunt wie die Förderzwecke sind auch die Fördernehmenden.  

Ein Beispiel ist die Förderung von Schulungen für Diabetes in Schulen. Darüber hinaus 
gibt es die von Ihnen angesprochenen Scheck-Verfahren, also Heimat-Schecks, Um-
welt-Schecks, Europa-Schecks, viele Kleinverfahren im Bereich der Umweltförderung, 
die Gedenkstättenfahrten von Schulen. Es gibt also einiges, etwa auch kleinere Pho-
tovoltaik-Förderungen oder Ähnliches. Es gibt das tatsächlich übergreifend in allen 
Ressorts; ich würde sagen, dass es kein Förderressort gibt, das überhaupt keine klei-
nen Förderungen hat – im Bereich des MKW ist die Instrumentenförderungen für be-
gabte Kinder ein Beispiel –; es gibt diese kleinen Förderungen also überall.  

Die Fördersummen sind tatsächlich nicht sehr hoch, aber es geht oft um politisch sehr 
wichtige Ziele. Es gibt benachteiligte Gruppen, für die das viel Geld ist, und für die wir 
ein Ziel verfolgen, das auch mit wenig Geld umgesetzt werden kann. Nicht alles, was 
gut ist, ist auch unbedingt teuer. Wir sehen schon, dass hinter diesen Förderverfahren 
immer ein hoher Verwaltungsaufwand steckt. Deshalb muss das tatsächlich eine Aus-
nahme sein. Es muss ein besonders wichtiger Zweck sein, den wir in besonderem 
Maße verfolgen wollen. Das kommt wie gesagt oft Privatpersonen, kleinen Vereinen, 
Ehrenamtlern und klassischerweise Schulen zugute. Im kommunalen Bereich sehen 
wir keine Kleinförderungen; das wüsste ich jetzt nicht. – Das sind die großen Gruppen 
in diesem Bereich.  

Sie haben die Festbetragsfinanzierung bei Heimat-Schecks bzw. bzw. das Stichwort 
„Vollkosten“ angesprochen. Technisch gesehen handelt es sich um eine Festbetrags-
finanzierung. Wenn also mehr Ausgaben bestehen, als zum Beispiel diese 2.000 Euro 
Förderung – wenn bei uns also 2.001 Euro eingereicht werden –, dann erhält man 
2.000 Euro. Das kann im Grenzfall zu einer Vollkostenfinanzierung führen. Das ist die-
ser Systematik der Festbetragsfinanzierung inhärent. Das ist keine Besonderheit bei 
den Scheckverfahren, sondern das passiert immer dann, wenn es einen Festbetrag 
gibt und die Ausgaben so nah dranliegen. 

Gerichtsentscheidungen zu kleinen Verfahren, zum Subsidiaritätsprinzip, habe ich ak-
tuell keine parat; dazu kann ich Ihnen nichts sagen.  

Dirk Wedel (FDP): Wenn ich eine direkte Nachfrage stellen darf, kann der Landes-
rechnungshof das vielleicht direkt mit verarbeiten. 

Sie haben gerade bezüglich des Subsidiaritätsprinzips gesagt, dass Sie das in der 
Ausprägung für bestimmte Dinge nicht mehr für zeitgemäß halten. Jetzt steht das aber 
nun einmal in § 23 LHO drin und ist über § 44 LHO nicht nur bei der Veranschlagung, 
sondern auch bei der Verausgabung hinterher anwendbar. Ist es dann überhaupt das 
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richtige Mittel, das in einer Änderung von Verwaltungsvorschriften zu verfolgen, oder 
bedürfte das nicht einer Gesetzesänderung? 

RD’in Sarah Ludgen (FM): Vielleicht muss ich das ein bisschen klarstellen. Wir sagen 
nicht, dass wir dem, was im § 23 steht bzw. diesem Gedanken grundsätzlich nicht 
mehr folgen. Die Frage lautet aber, ob die Anknüpfung an feste Zeitpunkte … Subsi-
diaritätsprinzip bedeutet, dass keine Ausgaben getätigt werden dürfen, bevor nicht 
eine Bewilligung vorliegt. Diese Logik dahinter verfolgen wir insoweit nicht mehr. Es ist 
also nicht so, dass wir das Subsidiaritätsprinzip nicht verfolgen. Es entspricht aber 
vielleicht auch dem Subsidiaritätsprinzip, wenn mein Fördernehmer in Vorleistung tre-
ten kann. Das ist durchaus möglich, wie wir das jetzt schon zum Beispiel bei pro-
gres.nrw und anderen Richtlinien machen, die dem Erstattungsprinzip folgen. Es kann 
sehr wohl sein, dass ein Fördernehmender förderwürdig ist, auch wenn er in der Lage 
ist, für eine gewisse Zeit in Vorleistung zu gehen.  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach: Ich habe vernommen, dass der Landes-
rechnungshof keine Ergänzungswünsche hat.  

(Kurze Unterbrechung – Es folgt ein vertraulicher Sitzungsteil; siehe 
vAPr 18/75.) 

gez. Anke Fuchs-Dreisbach 
stellv. Vorsitzende 
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Beschlussvorschlag zum Beitrag 13 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Landesförderung der Offenen 
Ganztagsangebote braucht klare Regeln 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit den Staatlichen Rechnungsprüfungsämtern Arnsberg, Detmold und 

Köln die Landesförderung im Primarbereich geprüft hat. Der Ausschuss 

nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die maßgebliche 

Förderrichtlinie des Ministeriums für Schule und Bildung (MSB) einer 

Ergänzung und Klarstellung bedarf. Aufgrund missverständlicher 

Regelungen kam es u. a. in vereinzelten Fällen zu Auszahlungen von 

Betreuungspauschalen an Schulen, an denen kein entsprechendes 

Angebot stattfand. 

Darüber hinaus nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass die von den 

Bezirksregierungen (BR) erstellten Zuwendungsbescheide nach 

Einschätzung des LRH in einzelnen Fällen vom Musterbescheid 

abwichen. 

Der Ausschuss begrüßt, dass das MSB die Hinweise des LRH 

aufgenommen hat. In diesem Zusammenhang wurde die Anpassung der 

Förderrichtline bereits durch das MSB angestoßen. Zudem hat das MSB 

die von den BR erstellten Zuwendungsbescheide überprüft und eine 

Anpassung des Musterbescheids in Aussicht gestellt. 
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Beschlussvorschlag zum Beitrag 21 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Zustand und Erhaltungsmanagement unserer 
Landesstraßen verbesserungswürdig 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) den 

Zustand und das Erhaltungsmanagement der Landesstraßeninfrastruktur 

geprüft hat. Der Ausschuss nimmt mit Nachdruck zur Kenntnis, dass sich 

der Gesamtzustand der Landesstraßen nach Ansicht des LRH seit 2011 

nicht signifikant verbessert hat. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass die bereitgestellten 

Mittel in den vergangenen Jahren gesteigert wurden und die letzten Jahre 

u. a. von Baupreissteigerungen und der Flutkatastrophe im Ahrtal 

beeinflusst wurden. 

Zudem nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass das 

Landesstraßenvermögen nach Ansicht des LRH nicht ausreichend erfasst 

ist. 

Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Verkehr (MUNV) im Zuge seiner „Sanierungsoffensive 

Straßeninfrastruktur NRW“ seinen zukünftigen Schwerpunkt 

vorzugsweise auf die Erhaltung der Infrastruktur legt und dass das MUNV 

zur Verbesserung der Bewertung, Erfassung und Bilanzierung des 

Infrastrukturvermögens Gespräche mit dem Ministerium der Finanzen 

führen will. 
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Beschlussvorschlag zum Beitrag 21 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Zustand und Erhaltungsmanagement unserer 
Landesstraßen verbesserungswürdig 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) den 

Zustand und das Erhaltungsmanagement der Landesstraßeninfrastruktur 

geprüft hat. Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass sich der 

Gesamtzustand der Landesstraßen nach Ansicht des LRH seit 2011 nicht 

signifikant verbessert hat. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass die bereitgestellten 

Mittel in den vergangenen Jahren gesteigert wurden. Dennoch führte dies 

zu keiner wesentlichen Verbesserung des Zustands der Straßen, was 

auch dadurch begründet ist, dass die letzten Jahre u. a. von 

Baupreissteigerungen und der Flutkatastrophe im Ahrtal beeinflusst 

wurden. 

Zudem nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass das 

Landesstraßenvermögen nach Ansicht des LRH nicht ausreichend erfasst 

ist. 

Der Ausschuss begrüßt die „Sanierungsoffensive Straßeninfrastruktur 

NRW“ des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr (MUNV) und 

dass das MUNV zur Verbesserung der Bewertung, Erfassung und 

Bilanzierung des Infrastrukturvermögens Gespräche mit dem Ministerium 

der Finanzen führen will. Der Ausschuss weist in diesem Zusammenhang 

aufgrund des absehbar steigenden Verkehrsaufkommens auf die 

Bedeutung des Neubaus von Straßeninfrastruktur hin. 
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am 20.05.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 22 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Kosten- und Zeitplanung bei 
Straßenbaumaßnahmen des Landes muss verbessert werden 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit den Staatlichen Rechnungsprüfungsämtern Münster, Düsseldorf und 

Köln insgesamt 295 mit Landesmitteln finanzierte 

Straßenbaumaßnahmen geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales 

Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der Landesbetrieb Straßenbau den 

Kosten- Leistungs- und Terminrahmen nach Auffassung des LRH bei 

einem Großteil der von ihm beauftragten Straßenbaumaßnahmen nicht 

einhalten konnte.  

Der Ausschuss erkennt an, dass die geprüften Jahre für den 

Landesbetrieb (LB) Straßen.NRW im Zuge der Herauslösung der 

Autobahn GmbH und der damit einhergehenden personellen 

Veränderungen und Mitarbeiterfluktuation mit besonderen 

Herausforderungen verbunden waren. Dennoch bestanden erhebliche 

Unterschiede bei der Einhaltung der Vorgaben zwischen den acht 

Regionalniederlassungen des LB, die als Grundlage für die Erarbeitung 

von Best Practices dienen sollten. 

 

Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Verkehr ein Qualitätsmanagementsystem für den LB Straßen.NRW 

entwickelt hat, das zur Harmonisierung der Prozesse und zur Förderung 

des Austauschs bewährter Verfahren beitragen soll. In diesem 

Zusammenhang erwartet der Ausschuss, dass das Ministerium auf eine 

Verbesserung der Qualität der Leistungsverzeichnisse zur Vermeidung 

von Nachträgen hinwirkt. 
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Beschlussvorschlag zum Beitrag 23 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Renaturierung der Mintarder Aue 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Düsseldorf eine 

gewässerökologische Entwicklungsmaßnahme in der Mintarder Aue 

geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, 

dass die Dokumentation der Auftragsvergaben durch die Bezirksregierung 

(BR) nach Einschätzung des LRH zum Teil nicht ordnungsgemäß 

durchgeführt wurde, was die Prüfung und das Nachvollziehen einzelner 

Planungsschritte unmöglich machte.  

 

Der Ausschuss begrüßt die Zusage der BR, künftig eine sorgfältige 

Dokumentation sicherzustellen und die Mitarbeitenden entsprechend 

dafür sensibilisiert zu haben. 
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Beschlussvorschlag zum Beitrag 28 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Förderung von Haltungsverfahren auf Stroh - 
hohe und unzureichende Vorgaben 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Arnsberg die 

Landesförderung von Tierhaltungsverfahren auf Stroh geprüft hat. Der 

Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die 

Zuwendungsempfangenden nach Ansicht des LRH den ihnen durch die 

Förderung obliegenden Pflichten in 42% der geprüften Fälle nicht 

vollständig nachgekommen sind.  

Der Ausschuss nimmt des Weiteren zur Kenntnis, dass die Gestaltung des 

Antragsformulars durch die Landwirtschaftskammer (LWK) nach 

Einschätzung des LRH zu Missverständnissen und fehlerhaften Angaben 

seitens der Zuwendungsempfänger geführt hat. 

Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium für Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz die Förderrichtlinie angepasst und das 

Antragsverfahren überarbeitet hat. Darüber hinaus begrüßt der 

Ausschuss die bereits erfolgte Rückforderung zu Unrecht gezahlter 

Fördermittel sowie die Einführung eines Online-Schulungstools durch die 

LWK. 
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Verwendungsnachweisen sowie ein neues „Vereinfachtes Schnellverfahren". Der LRH übt in 

„normalen" Verwendungsnachweisen und „einfachen" Verwendungsnachweisen, die lediglich 

Das geplante „vereinfachte Schnellverfahren" für Kleinförderungen (Zuwendungshöhe bis zu 

Dirk Wedel 
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Sprecher im Ausschuss für Heimat und Kommunales 
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Landtag NRW  •  Dirk Wedel MdL  •  40002 Düsseldorf 

Herrn 

Vorsitzenden des Ausschusses für 

Haushaltskontrolle 

Rainer Schmeltzer MdL 

- im Hause -  

 

 

Berichtsanfrage der FDP-Landtagsfraktion zur Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle 

am 20. Mai 2025

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

für die o.g. Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle beantrage ich im Namen der FDP-

Fraktion folgenden Tagesordnungspunkt: 

Beratungsbericht des Landesrechnungshofs zur dritten Änderung der Verwaltungsvorschriften 
zur Landeshaushaltsordnung 

Am 15. April 2025 veröffentlichte der Landesrechnungshof NRW (LRH) einen Bericht zur Beratung 

des Landtags nach § 88 Absatz 2 Landeshaushaltsordnung (LHO) zu einem am 19. März 2025 von 

der Landesregierung an den LRH übermittelten Entwurf einer dritten Änderung der 

Verwaltungsvorschriften zur LHO (Vorlage 18/3807). 

Der Entwurf der Landesregierung beinhaltet u. a. Änderungen der Regelungen zu den 

seinem Beratungsbericht starke Kritik an den von der Landesregierung geplanten Änderungen. 

Unter anderem sei für den LRH nicht nachvollziehbar, weshalb die Unterscheidung zwischen 

eine summarische Ausweisung der Einnahmen und Ausgaben beinhalten, weitgehend aufgegeben 

werden soll. Eine sachgerechte Prüfung der Mittelverwendung durch die zuständige Behörde 

könne dadurch nicht mehr gewährleistet werden.  

2.000 Euro) sieht vor, dass das Antragsformular auf Gewährung einer Zuwendung zukünftig 

zugleich die Beantragung der Auszahlung und den Verwendungsnachweis enthalten soll. Der 

Landesrechnungshof verweist in diesem Zusammenhang unter anderem auf eine mangelnde 

Überprüfbarkeit der Mittelverwendung, Unbestimmtheiten in der Formulierung sowie auf die 

Nichtbeachtung des Subsidiaritätsprinzips und drohende Mitnahmeeffekte.  

Platz des Landtags 1 
D-40221 Düsseldorf 

Telefon: 

Fax: 

E-Mail: 

(0211) 884-4477 

(0211) 884-3065 

dirk.wedel 

@landtag.nrw.de 

Düsseldorf,  08.05.2025 
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Der Entwurf der Landesregierung werfe „grundlegende Fragen des Umgangs mit Haushaltsmitteln 
bei der Vergabe von Fördergeldern auf". 

geplanten Änderungen der Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung und 
deren jeweilige Begründung informiert sowie zu den einzelnen Kritikpunkten des LRH jeweils 
detailliert Stellung nimmt. 

ü_uLciud 

- 2 -

Die Landesregierung wird um einen umfassenden schriftlichen Bericht gebeten, der über die

einzelnen

Mit freundlichen Grüßen

Dirk Wedel 
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